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Eigentlich sollte in Kyoto der 
große Wurf in der Klimapolitik 

gelingen. So waren die EU-Vertre- 
ter mit dem ambitionierten Ziel an- 
gereist, die Emissionen wichtiger 
klimaschädlicher Treibhausgase in 
den Industrieländern bis zum Jahr 
2010 deutlich unter das Niveau des 
Basisjahres 1990 zu reduzieren 
(-15%). Mit diesem Plan konnten 
sie sich auf der mittlerweile 3. Kon
ferenz der Vertragstaaten der Kli
marahmenkonvention jedoch nicht 
durchsetzen. Vor allem die Verei
nigten Staaten und Japan w ider
setzten sich den ihrer Ansicht nach 
unrealistischen Vorstellungen und 
Zeitplänen der europäischen Kli
mapolitik und sprachen sich ihrer
seits lediglich für eine Stabilisie
rung bzw. geringe Senkung der 
Emissionen aus. Der in zähen Ver
handlungen ausgehandelte Kom
promiß sieht nun einen differenzier
ten Ansatz vor: Die EU verpflichtete 
sich auf eine 8%ige, die USA auf ei
ne 7%ige und Japan auf eine 
6% ige Reduktion.

Für einen internationalen Gleich
schritt auf einem höheren Niveau in 
der Klimapolitik waren die Interes
sen der Verhandlungspartner zu 
unterschiedlich. Den EU-Ländern, 
in denen die Wähler und damit auch 
die Politiker die Gefahren eines Kli
maschadens wohl höher einschät
zen und für eine globale Verantwor
tung der Industrieländer besonders 
sensibel sind, standen die anderen 
Industrieländer gegenüber, in de
nen die wirtschaftlichen Interessen 
wesentlich stärker Berücksichti
gung finden. So mußten beispiels
weise die US-Vertreter offensicht
lich der besonders starken heimi
schen Energielobby Tribut zollen, 
an der schon vor Jahren die Ener
giesteuerpläne der Clinton-Admini
stration gescheitert waren, wäh
rend in Japan vor allem das Miti mit 
der Warnung vor sinkender interna
tionaler Wettbewerbsfähigkeit der 
heimischen Industrie in der Vorbe-
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reitungsphase massiven Einfluß auf 
die Verhandlungsposition nahm.

Enttäuschen mag der ausgehan
delte Kompromiß in verschiedener 
Hinsicht: Zum einen steht er in 
einem deutlichen Widerspruch zu 
dem von wissenschaftlicher Seite 
geforderten Reduktionsfahrplan, 
wie ihn beispielsweise der W is
senschaftliche Beirat für Globale 
Umweltveränderungen in seinem 
Kyoto-Sondergutachten aufgestellt 
hat (-23% bis zum Jahr 2010). Zum 
anderen enthält er weder konkrete 
Einzelverpflichtungen, geschweige 
denn Sanktionsmöglichkeiten bei 
einer etwaigen Nichterfüllung, was 
zumindest Zweifel aufkommen läßt, 
ob dieser Kompromiß auch ta t
sächlich umgesetzt wird. So stellt 
sich z.B. die Frage, ob die USA an
gesichts der zu erwartenden W i
derstände im Senat den Vertrag 
auch ratifizieren werden. Und 
schließlich kann wohl keiner ernst
haft erwarten, daß sich die Ent
wicklungsländer, auf die derzeit nur 
ein Bruchteil der Emissionen ent
fällt, mit eigenen Klimaschutzzielen 
in die globale Verantwortung einbe
ziehen lassen, solange sich die In
dustrieländer nicht auf eine deutli
chere Reduktion der Treibhaus
gasemissionen einigen können.

Die Entwicklungsländer kritisier
ten zudem vehement den im Proto
koll vorgesehenen Handel mit Emis
sionsrechten unter den Vertrag
staaten, weil er die Verpflichtungen 
der Industrieländer weiter ab
schwäche. Für einen Handel mit 
Emissionen spricht aber, daß es 
aus ökologischer Sicht keine Rolle 
spielt, in welchem Land Treibhaus
gasemissionen vermieden werden, 
und daß beispielsweise eine CO;- 
Verminderung in den Industrielän
dern aufgrund ihrer vergleichswei
se effizienten industriellen Energie
nutzung kostspieliger als in ande
ren Ländern ist. Die durch den 
Emissionshandel zu erwartenden 
Kosteneinsparungen und der hier
durch induzierte Technologietrans
fer in Schwellen- und Entwicklungs
länder dürfen aber nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß es global ei
ner Trendwende und daher neuer 
umweltschonenderer Technologi
en insbesondere in der Energieer
zeugung und -Verwendung bedarf. 
Die Erforschung und Entdeckung 
neuen technischen Wissens erfolgt 
im allgemeinen in den Industrielän
dern. Soll der Handel mit Emissi
onsrechten nicht nur einen aus öko
logischer Sicht bedenklichen An
passungsaufschub bringen, müs
sen also in den Industrieländern 
weitere und entschlossenere kli
mapolitische Anstrengungen erfol
gen.

Als positives Ergebnis der 
Kyoto-Konferenz bleibt indes fest
zuhalten, daß die EU ihrer Schritt
macherrolle in der Klimapolitik zu
mindest teilweise gerecht wurde, 
indem sie mit ihrer ambitionierten 
Verhandlungsposition die übrigen 
Industrieländer zur Aufgabe ihrer 
starren Blockadehaltung veran- 
laßte. Das im Vergleich zu den an
deren führenden Industrieländern 
höhere Reduktionsziel, das die Uni
on nun verfolgen muß, ist als Preis 
dafür anzusehen, daß die Staaten
gemeinschaft zumindest diesen 
Minimalkompromiß zustande ge
bracht hat.
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